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Vaterschaftsregelung bei einem registrierten Frauenpaar
Anfrage: 

Ein Frauenpaar ist seit 2002 in verbindlicher Lebensgemeinschaft und seit 21.3.2009 nach Bundesgesetz eingetragen. Durch Samenspende gezeugt erwartet die eine Frau auf Juni 09 ein Kind. Das Paar hat mit dem Vater des Kindes vereinbart, auf eine Anerkennung Unterhaltszahlungen etc. zu verzichten. Sie haben bei einer Anwältin in X. eine schriftliche Vereinbarung betr. gegenseitigen Verpflichtungen ausgearbeitet und diese bei der Behörde deponiert. Mit dem Vater wurde ebenfalls eine für uns nicht einsehbare Vereinbarung ausgearbeitet. Der Vater soll dem Kind von Anfang an bekannt sein, er soll zum Kind eine Beziehung haben können - einfach ohne rechtliche Regelung. 
Ich  plane folgende Vorgehensweise: Beistandschaft 308/309 ZGB errichten. Massnahme während mindestens zwei Jahren führen. Zielsetzung: Klärung der Vaterschaft. Ich habe das Paar bereits darauf hingewiesen, dass Klage eingereicht werde, wenn ich von Dritten erfahre wer der Vater ist. 
Paar hat nun die Frage weshalb sie als eingetragenes Paar nicht anders behandelt werden als andere unverheiratete Eltern, bei denen die Vaterschaft ungeklärt bleibt. 
Ist unser vorgesehenes Vorgehen richtig? 

Antwort:

Das Vorgehen ist richtig.

1. Die Unterstützung der Anwältin scheint mir nicht über jeden Zweifel erhaben, weil das Frauenpaar mit dem Samenspender Vereinbarungen getroffen hat, die geltendem zwingendem Kindesrecht widersprechen:

a. das Kind hat Anspruch auf Kenntnis seiner biologischen Abstammung und auf Verwandtschaft zu beiden Elternteilen BGE 134 III 245 ff. E. 5.3.; Tuor/Schnyder/Rumo-Jungo, Das Schweiterische Zivilgesetzbuch, 13. Auflage 2009, § 38 N S. 406-408 und dort unter Fn 12 zitierte Quellen). Als an der Zeugung beteiligte Elternteile sehen Natur und Recht einen Vater und eine Mutter vor. 
b. Das Fortpflanzungsmedizingesetz sieht folgendes vor:

Art. 3 Kindeswohl 

1 Fortpflanzungsverfahren dürfen nur angewendet werden, wenn das Kindeswohl gewährleistet ist. 

2 Sie dürfen nur bei Paaren angewendet werden: 

a. zu denen ein Kindesverhältnis im Sinne der Artikel 252–263 des Zivilgesetzbuchs (ZGB) begründet werden kann; und 

b. die auf Grund ihres Alters und ihrer persönlichen Verhältnisse voraussichtlich bis zur Mündigkeit des Kindes für dessen Pflege und Erziehung sorgen können. 

3 Gespendete Samenzellen dürfen nur bei Ehepaaren verwendet werden. 

4 Keimzellen oder imprägnierte Eizellen dürfen nach dem Tod der Person, von der sie stammen, nicht mehr verwendet werden.

c. Die Bestimmungen des Fortpflanzungsmedizingesetzes hindern natürlich niemand daran, mit Hilfe anderer als ärztlich unterstützter Methoden eine Schwangerschaft herbeizuführen. Da werden teils für die Zeugung eines Kindes auch unwürdige Praktiken angewandt, denn der Zweck scheint die Mittel zu heiligen.


2. Die Mutter des Kindes wird hier genau gleich behandelt wie eine andere Mutter, welche nicht verheiratet ist und ein Kind gebärt, dessen Vaterschaft nicht geregelt ist. Nach geltendem Recht kann die eingetragene Partnerin einer gebärenden Partnerin nicht Vater des Kindes werden, noch kann sie aus anderem Grund zu einem rechtlichen Kindesverhältnis zum Kind ihrer Partnerin gelangen. Eingetragene Partner/innen können nach geltendem Recht (Art. 18 und 23 FMedG) im Unterschied zu verheirateten Partnern auch keine heterologe Insemination (Befruchtung mit einer dritten Samenspende) veranlassen, ohne dass der Samenspender zur Rechenschaft (Vaterschaft und Unterhalt) gezogen wird. Die Rechtsfolgen der eingetragenen Partnerschaft wurden in den gesetzgebenden Organen auch mit Bezug auf Kindesverhältnis und Elternschaft eingehend diskutiert und fanden keine Normierung wie bei ungleichgeschlechtlichen Ehepaaren. Man mag als homosexuelles Paar darüber unzufrieden sein, ändern kann sich dies aber nur über eine Gesetzesrevision und nicht über unzulässige Verträge. Vor allem erweisen sie dem betroffenen Kind keinen Dienst mit Übereinkünften, die geltendem Recht widersprechen.
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